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Vorblatt 


Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Die letzte Erhöhung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge 
ist mit Wirkung vom 1. April 1969 erfolgt. Eine Anpassung an 
das seither gestiegene allgemeine Preis- und Lohnniveau ist 
notwendig. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor: 

a) eine Verbesserung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
durch eine Erhöhung der Grundgehälter und Ortszuschläge 
zur weiteren Anpassung an die allgemeine wirtschaftliche 
und Einkommensentwicklung ab 1. Januar 1970 um 8 v. H. 
sowie Wegfall der Tarifklasse III der Ortszuschläge; 

b) eine Regelung für Versorgungsempfänger des Bundes, durch 
die vorangegangene Teilmaßnahmen zur Beteiligung des 
Personenkreises an Strukturverbesserungen für aktive Be- 
amte nunmehr mit einem pauschalierten Ausgleich für die 
umgestalteten Stellenpläne zum 1. Juli 1970 abgeschlossen 
werden; 

c) eine Anpassung von Leistungen für nichteheliche Kinder 
nach gesetzlichen Vorschriften auf dem Gebiet des Dienst- 
rechts an Änderungen des bürgerlichen Rechts in Ausfüh- 
rung des Verfassungsauftrages aus Artikel 6 Abs. 5 des 
Grundgesetzes ab 1. Juli 1970. 

C. Alternative 

Der Bundesrat hat gegen den Gesetzentwurf keine Einwendun- 
gen erhoben. Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU vom 
3. Dezember 1969 sieht eine Erhöhung der Dienst- und Ver- 
sorgungsbezüge um 12 v. H., mindestens jedoch um 100 DM, 
vor. 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach. 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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D. Kosten 

Die Annahme des Gesetzentwurfes wird 
des Bundeshaushalts für 1970 von . . 

führen, und zwar 

für den Bund (ohne Post und Bahn) 

und vom Bund zu tragende Mehr- 
belastung der Bundesbahn .... 


zu einer Belastung 
. 1 223 100 000 DM 

854,3 Millionen DM 

368,8 Millionen DM 


II 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/279 


Sachgebiet 2032 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Januar 1970 

1/3 — 22500 — Be 8/2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
(BesÄndG) 

mit vier Anlagen und Begründung. Ich bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/279 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
(. . . BesÄndG) 


Der Deutsche Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 


Artikel 1 

§ 1 

(1) Die Sätze des Grundgehalts in der Anlage I 
des Bundesbesoldungsgesetzes werden um acht vom 
Hundert erhöht und durch die Sätze in der An- 
lage 1 dieses Gesetzes ersetzt. 

(2) Die Sätze der in den Fußnoten zu den Besol- 
dungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B 
sowie zu der Anlage IV des Bundesbesoldungs- 
gesetzes aufgeführten Zulagen werden um acht 
vom Hundert erhöht und durch die Sätze in der 
Anlage 2 dieses Gesetzes ersetzt. 

§ 2 

Die Anlage III des Bundesbesoldungsgesetzes 
wird durch die Anlage 3 dieses Gesetzes ersetzt. 

Artikel 2 
§ 1 

(1) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsord- 
nungen des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der Sätze der Grundgehäl- 
ter in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Neuregelung 
des Besoldungsrechts vom 14. Mai 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365) die Sätze in der Anlage 1 dieses 
Gesetzes. 

(2) Die Versorgungsbezüge, deren Berechnung 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, werden um 
acht vom Hundert erhöht. 

§ 2 

(1) An die Stelle der Sätze der ruhegehaltfähigen 
Zulagen in den Anlagen I und IV des Bundesbesol- 


dungsgesetzes, die den Versorgungsbezügen zu- 
grunde zu legen sind, treten die Sätze in der An- 
lage 2 dieses Gesetzes. 

(2) Die ruhegehaltfähigen Zulagen in der An- 
lage VII des Bundesbesoldungsgesetzes und in der 
Anlage 5 des Zweiten Gesetzes zur Neuregelung 
des Besoldungsrechts werden wie folgt erhöht: 

38.00 DM auf 41,10 DM, 

45.00 DM auf 48,60 DM, 

84.00 DM auf 90,80 DM. 

Die ruhegehaltfähigen Zulagen nach Fußnote *) der 
Anlage VII des Bundesbesoldungsgesetzes und nach 
Fußnote *) der Anlage 5 des Zweiten Gesetzes zur 
Neuregelung des Besoldungsrechts werden um acht 
vom Hundert erhöht. 

(3) Die ruhegehaltfähigen Zulagen und die 
Grundgehaltserhöhungsbeträge in der Anlage 8 des 
Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungs- 
rechts werden wie folgt erhöht: 


31,00 

DM 

auf 

33,50 

DM, 

40,00 

DM 

auf 

43,20 

DM, 

61,00 

DM 

auf 

65,90 

DM, 

62,00 

DM 

auf 

67,00 

DM, 

134,00 

DM 

auf 

144,80 

DM, 

150,00 

DM 

auf 

162,00 

DM, 

240,00 

DM 

auf 

259,20 

DM. 


§ 3 

Die Ausgleichszulagen nach § 48 a Abs. 3 Satz 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes oder nach § 5 a Abs. 5 
des Gesetzes zur Einführung von Beamtenrecht des 
Bundes im Saarland in der Fassung des Artikels VI 
des Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
31. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1007) oder 
nach Artikel II § 4 Abs. 2 des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 843) vermindern 
sich um den Betrag, um den sich nach diesem Arti- 
kel das Grundgehalt (einschließlich ruhegehalt- 
fähiger Zulagen) erhöht. 


Artikel 3 

(1) Die Ortszuschlagstabelle (Anlage II des Bun- 
desbesoldungsgesetzes) wird durch die Tabelle in 
der Anlage 4 dieses Gesetzes ersetzt. 
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(2) § 12 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes erhält folgende Fassung: 

„Der Ortszuschlag beträgt für Beamte der 
Tarifklasse Ic einhundertundvierzig Deutsche 
Mark und für Beamte der Tarifklasse II ein- 
hundertzweiundzwanzig Deutsche Mark". 


ZWEITER ABSCHNITT 

Weitere Anpassung der Versorgungsbezüge 


Artikel 4 

§ 1 

(1) Liegt den Versorgungsbezügen ein Grund- 
gehalt der Besoldungsgruppen A 1 bis A 15 oder 
B 1 des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde, tritt 
zum Grundgehalt ein Zuschlag von acht vom Hun- 
dert, wenn der Beamte in dem Amt, nach dem sich 
seine Versorgungsbezüge bemessen, seit der An- 
stellung oder Beförderung eine Dienstzeit von sechs 
Jahren zurückgelegt hat; zum Grundgehalt rechnen 
nicht die ruhegehaltfähigen Zulagen und die in 
Anlage 8 Abschnitt I des Zweiten Gesetzes zur Neu- 
regelung des Besoldungsrechts genannten Grund- 
gehaltserhöhungsbeträge. Satz 1 gilt entsprechend 
für Versorgungsbezüge, denen ein Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe A 16 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes zugrunde liegt, wenn das Amt, nach dem 
sich die Versorgungsbezüge bemessen, auch in der 
Besoldungsgruppe B 3 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes aufgeführt ist. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, 

1. wenn der Versorgungsfall nach dem 31. De- 
zember 1969 eingetreten ist, 

2. wenn das Amt, nach dem die Versorgungsbezüge 
bemessen werden, nach Anlage IV Nr. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes oder durch eine Än- 
derung des Bundesbesoldungsgesetzes oder der 
Besoldungsordnungen des Bundesbesoldungs- 
gesetzes einer Besoldungsgruppe mit höherer 
Ordnungszahl zugeteilt worden ist, 

3. wenn die Versorgungsbezüge sich nach einem 
Amt bemessen, das nach Artikel VIII, IX des 
Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften, 
nach Artikel II § 3 oder § 7 oder Artikel IV des 
Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Besol- 
dungsrechts oder nach Artikel 6 dieses Gesetzes 
in eine Besoldungsgruppe mit höherer Ordnungs- 
zahl übergeleitet worden ist, 

4. wenn den Versorgungsbezügen nach Artikel II 
§ 4 des Vierten Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desbesoldungsgesetzes, gegebenenfalls in Ver- 
bindung mit Artikel II § 4 oder Artikel IV § 4 
des Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Be- 
soldungsrechts, das Grundgehalt des ersten Be- 
förderungsamtes der Laufbahngruppe zugrunde 
gelegt worden ist, 


5. auf Versorgungsempfänger aus dem Personen- 
kreis der Stabsmeister, Stabsbootsmänner, Ober- 
stabsmeister und Oberstabsbootsmänner im Bun- 
desgrenzschutz sowie auf Empfänger von Über- 
gangsgebührnissen, 

6. auf Versorgungsempfänger, für die bei der Über- 
leitung in die Besoldungsordnung A des Bundes- 
besoldungsgesetzes feste Dienstaltersstufen be- 
stimmt worden sind, 

7. auf Versorgungsempfänger aus dem Personen- 
kreis der Hochschullehrer, die nach Anlage 8 
Abschnitt II des Zweiten Gesetzes zur Neurege- 
lung des Besoldungsrechts übergeleitet worden 
sind, 

8. wenn den Versorgungsbezügen nach Maßgabe 
des § 54 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen in der 
Fassung vom 13. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1685) ein Grundgehalt einer Besol- 
dungsgruppe mit höherer Ordnungszahl zugrunde 
gelegt worden ist. 

(3) Der Erhöhungszuschlag nach Absatz 1 ver- 
mindert sich um die ruhegehaltfähigen Zulagen, 
die nach den Besoldungsordnungen des Bundesbe- 
soldungsgesetzes oder nach den in Absatz 2 Nr. 3 
genannten Vorschriften den Versorgungsbezügen 
zugrunde liegen, und um die Grundgehaltserhö- 
hungsbeträge nach Absatz 1 Satz 1 zweiter Halb- 
satz. Den ruhegehaltfähigen Zulagen steht der Be- 
trag gleich, um den sich das Grundgehalt durch den 
Wegfall der in Spalte 4 der Anlage VII des Bundes- 
besoldungsgesetzes und der in Anlagen 4 bis 6 des 
Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungs- 
rechts enthaltenen Stufenbegrenzungen erhöht hat. 


§ 2 

§ 1 gilt für Versorgungsempfänger aus dem Per- 
sonenkreis der Berufssoldaten der Bundeswehr ent- 
sprechend. 

§ 3 

(1) § 1 gilt für die in § 52 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
bezeichneten Versorgungsempfänger entsprechend. 

(2) § 1 gilt für Versorgungsempfänger aus dem 
Personenkreis der früheren Berufssoldaten und der 
berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes, die nach dem Gesetz zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen anspruchsberech- 
tigt sind, entsprechend mit der Maßgabe, daß die 
Regelung auch auf den Personenkreis des Artikels II 
§ 7 des Vierten Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
vom 9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1203), 
zuletzt geändert durch § 5 Abs. 2 des Ersten Ge- 
setzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts vom 
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6. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 629), keine Anwen- 
dung findet. 

§ 4 

Die Ausgleichszulagen nach § 48 a Abs. 3 Satz 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes oder nach § 5 a Abs. 5 
des Gesetzes zur Einführung von Beamtenrecht des 
Bundes im Saarland in der Fassung des Artikels VI 
des Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften ver- 
mindern sich um den zugrunde gelegten Erhöhungs- 
zuschlag. 


Artikel 5 

§ 1 

(1) Zu dem den Versorgungsbezügen zugrunde 
liegenden Grundgehalt nach den Besoldungsordnun- 
gen des Bundesbesoldungsgesetzes tritt ein Zuschlag 
von fünf vom Hundert, wenn der Beamte das Amt, 
nach dem sich seine Versorgungsbezüge bemessen, 
vor dem 1. Januar 1965 erlangt hat; zum Grund- 
gehalt rechnen nicht die ruhegehaltfähigen Zulagen 
und die in Anlage 8 Abschnitt I des Zweiten Ge- 
setzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts ge- 
nannten Grundgehaltserhöhungsbeträge. 

(2) Der Erhöhungszuschlag wird nicht gewährt, 

1. wenn zum Grundgehalt ein Zuschlag nach Arti- 
kel 4 tritt, 

2. in den Fällen des Artikels 4 § 1 Abs. 2, 

3. wenn die Versorgungsbezüge sich nach der Be- 
soldungsgruppe 7 oder einer höheren Besol- 
dungsgruppe der Besoldungsordnung B des Bun- 
desbesoldungsgesetzes bemessen. 

(3) Der Erhöhungszuschlag nach Absatz 1 vermin- 
dert sich um die ruhegehaltfähigen Zulagen, die 
nach den Besoldungsordnungen des Bundesbesol- 
dungsgesetzes oder nach den in Artikel 4 § 1 Abs. 2 
Nr. 3 genannten Vorschriften den Versorgungsbezü- 
gen zugrunde liegen, und um die Grundgehaltserhö- 
hungsbeträge nach Absatz 1 zweiter Halbsatz. Arti- 
kel 4 § 1 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 2 

§ 1 gilt für Versorgungsempfänger aus dem Per- 
sonenkreis der Berufssoldaten der Bundeswehr ent- 
sprechend. 

§ 3 

§ 1 gilt für den in Artikel 4 § 3 bezeichneten Per- 
sonenkreis mit der darin genannten Maßgabe ent- 
sprechend. 

§4 

Die Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein 
Grundgehalt nicht zugrunde liegt, werden um fünf 
vom Hundert erhöht. 


§ 5 

Artikel 4 § 4 gilt entsprechend. 


Artikel 6 

In Änderung des Abschnittes IV „Polizeivoll- 
zugsbeamte“ der Anlage 8 des Zweiten Gesetzes zur 
Neuregelung des Besoldungsrechts werden die Ver- 
sorgungsempfänger, die dem in Abschnitt „Berufs- 
soldaten (G 131)" der Anlage 8 des oben bezeich- 
neten Gesetzes aufgeführten Personenkreis entspre- 
chen, sinngemäß nach dieser Überleitungsübersicht 
übergeleitet. Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, die hiernach eintretenden Änderungen 
in einer Überleitungsübersicht festzustellen. 


Artikel 7 

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß 
die vorhandenen V ersorgungsempfanger entspre- 
chend den Regelungen der Artikel 4 und 5 an den 
Maßnahmen für aktive Beamte beteiligt werden. 
Dabei dürfen die Erhöhungssätze nicht überschrit- 
ten und die Dienstzeitvoraussetzungen nicht unter- 
schritten werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder 
im Beamten- und Besoldungsrecht 


Artikel 8 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1776), zuletzt geändert durch . . wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 122 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „ehe- 
lichen und für ehelich erklärten" durch die Worte 
„leiblichen" ersetzt sowie der Strichpunkt und 
der zweite Halbsatz gestrichen. 

2. § 126 erhält folgende Fassung: 

„§ 126 

(1) Die leiblichen und die an Kindes Statt an- 
genommenen Kinder eines verstorbenen Beam- 
ten, der zur Zeit seines Todes Ruhegehalt erhal- 
ten hätte, oder eines verstorbenen Ruhestands- 
beamten erhalten Waisengeld. 

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder 
eines verstorbenen Ruhestandsbeamten, wenn 
das Kindschaftsverhältnis durch Annahme an 
Kindes Statt begründet wurde und der Ruhe- 
standsbeamte in diesem Zeitpunkt bereits im 
Ruhestand war und das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet hatte. Es kann ihnen jedoch 
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ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Waisen- 
geldes bewilligt werden. 

(3) § 106 findet keine Anwendung." 

3. § 127 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ergeben sich für eine Waise Waisen- 
geldansprüche aus Beamtenverhältnissen 
mehrerer Personen, wird nur das höchste 
Waisengeld gezahlt." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

4. In § 128 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „und 
§ 126 Abs. 2 und 3" durch folgende Worte ersetzt: 

„gelten für die Anwendung der Absätze 1 bis 3 
als Witwengeld. Unterhaltsbeiträge nach § 126 
Abs. 2". 


5. In § 166 Nr. 4 werden die Worte „und 3" ge- 
strichen. 


6. § 181 a Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die elternlosen Enkel stehen hierbei den leib- 
lichen Kindern des Verstorbenen gleich." 


Artikel 9 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2201), zuletzt geändert durch . . wird 
wie folgt geändert: 

1. § 15 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

2. § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung; 
„7. nichteheliche Kinder". 


3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 wird gestrichen. 

4. § 18 Abs, 1 Satz 3 erhält nach dem Wort „Eltern," 
folgende Fassung: 

„für ein nichteheliches Kind, das auf Antrag des 
Vaters für ehelich erklärt worden ist, wird der 
Mutter kein Kinderzuschlag gewährt." 

5. § 19 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Hätte neben der Mutter eines nichtehelichen 
Kindes auch der Vater für dieses Kind 
Kinderzuschlag zu erhalten, so wird der Kin- 
derzuschlag dem Vater und der Mutter je zur 
Hälfte gewährt." 


Artikel 10 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 17 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz erhält folgende 

Fassung: 

„Beim Tode des Berechtigten ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen leiblichen 
Abkömmlingen oder den an Kindes Statt ange- 
nommenen Kindern weiterzuzahlen;". 

2. § 26 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Witwe sowie die nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften versorgungsberechtigten 
leiblichen oder an Kindes Statt angenomme- 
nen Kinder erhalten eine Flugunfallentschä- 
digung in Höhe von insgesamt zwanzigtau- 
send Deutsche Mark." 


Artikel 11 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 5 Satz 2 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Beim Tode des Berechtigten ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen leiblichen 
Abkömmlingen oder den an Kindes Statt ange- 
nommenen Kindern weiterzuzahlen;". 

2. § 37 Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Beim Tode des Empfängers ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen leiblichen 
Abkömmlingen oder den an Kindes Statt ange- 
nommenen Kindern in einer Summe zu zahlen." 

3. § 63 Abs. 2 Nr. 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„1. die Witwe sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten leiblichen oder an 
Kindes Statt angenommenen Kinder, 

2. die Eltern sowie die nicht nach diesem Ge- 
setz versorgungsberechtigten leiblichen oder 
an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 be- 
zeichneten Art nicht vorhanden sind,". 

4. In § 77 a Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „den 
ehelichen Kindern" durch die Worte „den leib- 
lichen Kindern" ersetzt. 
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Artikel 12 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch . . 
wird wie folgt geändert: 

1. § 74 erhält folgende Fassung: 

„§ 74 

(1) Die leiblichen und die an Kindes Statt an- 
genommenen Kinder eines verstorbenen Beam- 
ten auf Lebenszeit, eines verstorbenen Ruhe- 
standsbeamten oder eines verstorbenen Beamten 
auf Probe, der an den Folgen einer Dienstbe- 
schädigung (§ 27 Abs. 1) verstorben ist oder dem 
die Entscheidung nach § 27 Abs. 2 zugestellt war, 
erhalten Waisengeld. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
die Kinder eines verstorbenen Ruhestandsbeam- 
ten kein Waisengeld erhalten, wenn das Kind- 
schaftsverhältnis durch Annahme an Kindes Statt 
begründet wurde und der Ruhestandsbeamte in 
diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war und 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hatte.“ 

2. § 75 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ergeben sich für eine Waise Waisen- 
geldansprüche aus Beamtenverhältnissen 


mehrerer Personen, wird nur das höchste 
Waisengeld gezahlt.“ 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

Artikel 13 

Den Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnittes die Voraussetzungen für einen Anspruch 
nach den Artikeln 8 bis 11 erfüllen, nach bisherigem 
Recht jedoch keine derartigen Leistungen erhalten, 
werden Zahlungen nur auf Antrag gewährt. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Artikel 14 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von Artikel 11 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten überlei 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 15 
Es treten in Kraft: 

1. Artikel 1 bis 3 und Artikel 6 mit Wirkung vom 
1. Januar 1970, 

2. die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1970. 
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Anlage 1 


Grundgehaltssätze in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 


Besoldungs- 

Ortszuschlag 




Dienstaltersstufe 



gruppe 

Tarifklasse 

i i 

2 1 

3 

1 4 | 

5 1 

6 1 

7 

Besoldungsordnung A 








1 


430,20 

449,60 

469,00 

488,40 

507,80 

527,20 

546,60 

2 


464,80 

484,20 

503,60 

523,00 

542,40 

561,80 

581,20 

3 


508,90 

529,40 

549,90 

570,40 

590,90 

611,40 

631,90 

4 

II 

534,10 

557,80 

581,50 

605,20 

628,90 

652,60 

676,30 

5 

558,40 

585,40 

612,40 

639,40 

666,40 

693,40 

720,40 

6 


600,20 

628,20 

656,20 

684,20 

712,20 

740,20 

768,20 

7 


660,90 

688,90 

716,90 

744,90 

772,90 

800,90 

828,90 

8 


699,50 

734,00 

768,50 

803,00 

837,50 

872,00 

906,50 

9 


803,00 

838,60 

874,20 

909,80 

945,40 

981,00 

1016,60 

10 

Ic 

896,30 

940,50 

984,70 

1028,90 

1073,10 

1117,30 

1161,50 

11 


1044,10 

1089,40 

1134,70 

1180,00 

1225,30 

1270,60 

1315,90 

12 


1137,30 

1191,30 

1245,30 

1299,30 

1353,30 

1407,30 

1461,30 

13 


1288,70 

1347,00 

1405,30 

1463,60 

1521,90 

1580,20 

1638,50 

14 

Ib 

1326,30 

1401,90 

1477,50 

1553,10 

1628,70 

1704,30 

1779,90 

15 

1495,60 

1578,70 

1661,80 

1744,90 

1828,00 

1911,10 

1994,20 

16 


1662,40 

1758,50 

1854,60 

1950,70 

2046,80 

2142,90 

2239,00 

Besoldungsordnung B 








1 

Ib 

2659,00 







2 

3153,60 







3 


3299,40 







4 


3518,70 







5 


3770,30 







6 


4007,90 







7 

Ia 

4239,00 







8 


4479,90 







9 


4779,00 







10 


5707,80 







11 


6231,60 
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Anlage 1 


8 1 

9 1 

10 1 

11 

12 | 

13 | 

14 | 

15 

Dienstalters- 

zulage 

566,00 

585,40 







19,40 

600,60 

620,00 

639,40 

— 

— 



— 

— 

19,40 

652,40 

672,90 

693,40 

— 



— 



— 

20,50 

700,00 

723,70 

747,40 

— 

— 

— 

— 

— 

23,70 

747,40 

' 774,40 

801,40 

— 

— 

— 

— 

— 

27,00 

796,20 

824,20 

852,20 

880,20 

— 

— 

— 

— 

28,00 

856,90 

884,90 

912,90 

940,90 

968,90 

996,90 

— 

— 

28,00 

941,00 

975,50 

1010,00 

1044,50 

1079,00 

1113,50 

— 

— 

34,50 

1052,20 

1087,80 

1123,40 

1159,00 

1194,60 

1230,20 

— 

— 

35,60 

1205,70 

1249,90 

1294,10 

1338,30 

1382,50 

1426,70 

— 

— 

44,20 

1361,20 

1406,50 

1451,80 

1497,10 

1542,40 

1587,70 

1633,00 

— - 

45,30 

1515,30 

1569,30 

1623,30 

1677,30 

1731,30 

1785,30 

1839,30 

— 

54,00 

1696,80 

1755,10 

1813,40 

1871,70 

1930,00 

1988,30 

2046,60 

— 

58,30 

1855,50 

1931,10 

2006,70 

2082,30 

2157,90 

2233,50 

2309,10 

— 

75,60 

2077,30 

2160,40 

2243,50 

2326,60 

2409^0 

2492,80 

2575,90 

2659,00 

83,10 

2335,10 

2431,20 

2527,30 

2623,40 

2719,50 

2815,60 

2911,70 

3007,80 

96,10 


Betrag in Fußnoten 5 zu den Besoldungsgruppen A 14 und A 15: 259,20 DM 
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Anlage 2 


Sätze der Amtszulagen und Stellenzulagen in der Anlage I 
des Bundesbesoldungsgesetzes sowie der ruhegehaltfähigen Zulagen 
in der Anlage IV des Bundesbesoldungsgesetzes 


1. Amtszulagen 

Besoldungsgruppe A 2, Fußnote 1 : 
Besoldungsgruppe A 3 r Fußnote 1 : 
Besoldungsgruppe A 4, Fußnote 2: 
Besoldungsgruppe A 5, Fußnote 1 : 
Besoldungsgruppe A 6, Fußnote 1 : 
Besoldungsgruppe A 7, Fußnoten 1 und 3: 
Besoldungsgruppe A 8 ( Fußnote 3: 
Besoldungsgruppe A 12, Fußnote 1: 
Besoldungsgruppe A 15, Fußnote 4: 
ab 15. DASt: 

Besoldungsgruppe B 9, Fußnote 2: 
Besoldungsgruppe B 10, Fußnoten 1 und 2: 


27,00 DM 
27,00 DM 
27,00 DM 
21,60 DM 
33,50 DM 
33,50 DM 
43,20 DM 

108.00 DM 

162.00 DM, 

259,20 DM 

453,60 DM 

324.00 DM 


2. Ruhegehaltfähige Stellenzulagen 


Besoldungsgruppe A 2, Fußnote 3: 

27,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 3, Fußnote 2: 

27,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 4, Fußnote 1 a 

: 33,50 

DM 

Besoldungsgruppe A 4, Fußnote 1 b 

: 27,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 9, Fußnote 2: 

67,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 10, Fußnote 1 

67,00 

DM 

Besoldungsgruppe All, Fußnote 1 

67,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 13, Fußnote 1 

162,00 

DM 

Besoldungsgruppe A 14, Fußnote 3 

86,40 

DM 

Besoldungsgruppe A 14, Fußnote 4 

168,50 

DM 


3. Nichtruhegehaltfähige Stellenzulagen 

Besoldungsgruppe A 2, Fußnote 2: 

Besoldungsgruppe A 7, Fußnote 2: 

Besoldungsgruppe A 8, Fußnote 2: 

4. Ruhegehaltfähige Zulagen 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 1: 90,80 DM 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 2: 48,60 DM 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 3: 41,10 DM 


32,40 DM 
33,50 DM 
33,50 DM 
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Auslandszulage (§ 25) 


Zone 


Besoldungsgruppe 

i i 

ii i 

m i 

IV I 

V 1 

VI 1 

VII | 

VIII 

1 IX | 

X 

Monatsbeträge in DM 

A 1 bis A 4 

485 

540 

590 

700 

755 

810 

915 

1025 

1130 

1240 

A 5/A 6 

530 

590 

650 

765 

825 

885 

995 

1110 

1220 

1325 

A 7/A 8 

580 

645 

710 

830 

895 

960 

1080 

1195 

1305 

1410 

A 9 

645 

715 

785 

910 

980 

1050 

1180 

1305 

1410 

1520 

A 10 

710 

785 

860 

990 

1065 

1140 

1285 

1410 

1520 

1630 

A 11 

775 

855 

935 

1070 

1155 

1235 

1385 

1520 

1630 

1735 

A 12 

840 

925 

1015 

1155 

1240 

1325 

1490 

1630 

1735 

1845 

A 13 

905 

995 

1090 

1235 

1325 

1420 

1590 

1735 

1845 

1950 

A 14 

970 

1065 

1165 

1315 

1410 

1510 

1695 

1845 

1950 

2060 

A 15 

1035 

1135 

1240 

1395 

1500 

1600 

1795 

1950 

2060 

2170 

A 16 bis B 4 

1100 

1205 

1315 

1475 

1585 

1695 

1900 

2060 

2170 

2275 

B 5 bis B 7 j 

1165 

1275 

1390 

1560 

1670 

1785 

2000 

2170 

2275 

2385 

B 8 und höher 

1230 

1350 

1465 

1640 

1760 

1875 

2105 

2275 

2385 

2490 


Ortszuschlag 







Stufe 3 

(bei einem 

Tarif- 

Zu der Tarifklasse gehörende 

Orts- 

Stufe 1 

Stufe 2 

kinder- 

klasse 

Besoldungsgruppen 

klasse 



berechtigten 






Kind) 




Monatsbeträge in DM 


B 3 bis Bll 

i 

S 

324 

401 

441 



A 

282 

353 

393 

Ib 

B 1 und B 2, 

S 

261 

336 

376 

A 13 bis A 16 

A 

228 

294 

334 

Ic 

A 9 bis A 12 

S 

222 

288 

328 

i 


A 

209 

269 

309 

II 

A 1 bis A 8 

S 

202 

268 

308 



A 

189 

249 

289 


Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigten Kind erhöht sich der Ortszu- 
schlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind, und zwar 


für das zweite bis zum fünften Kind um je 47 DM, 

für das sechste und die weiteren Kinder um je 58 DM. 


Anlage 3 


Anlage 4 
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Begründung 


A. Überblick 

Gegenstand des Gesetzentwurfs sind 

1. eine allgemeine Anpassung der Bezüge der Bun- 
desbeamten, Richter im Bundesdienst, Soldaten 
und Versorgungsempfänger des Bundes an die 
wirtschaftliche und allgemeine Einkommensent- 
wicklung — Inkrafttreten: 1. Januar 1970 — 
(Erster Abschnitt des Gesetzentwurfs), 

2. eine Regelung für Versorgungsempfänger des 
Bundes, durch die vorangegangene Teilmaßnah- 
men zur Beteiligung dieses Personenkreises an 
Strukturverbesserungen für aktive Beamte nun- 
mehr mit einem pauschalierten Ausgleich für die 
umgestalteten Stellenpläne abgeschlossen werden 
— Inkrafttreten; 1. Juli 1970 — (Zweiter Ab- 
schnitt des Gesetzentwurfs), 

3. eine Anpassung von Leistungen für nichteheliche 
Kinder nach gesetzlichen Vorschriften auf dem 
Gebiet des Dienstrechts an Änderungen des bür- 
gerlichen Rechts in Ausführung des Verfassungs- 
auftrages aus Artikel 6 Abs. 5 des Grundgesetzes 
ab 1. Juli 1970 (Dritter Abschnitt des Gesetz- 
entwurfs). 


B. Zum Ersten Abschnitt 

I. Allgemeines 

Im Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz vom 
14. Mai 1969 (BGBl. I S. 365) sind die Bezüge ab 
1. April 1969 im Zuge einer Umgestaltung der Ämter- 
bewertung in den einzelnen Besoldungsgruppen 
unterschiedlich angehoben worden. Der Schwerpunkt 
des vorliegenden Gesetzentwurfs liegt nunmehr in 
einer allgemeinen Erhöhung der Gehälter, die der 
weiteren Anpassung an die allgemeine wirtschaft- 
liche und Einkommensentwicklung dient. Hierbei hat 
es die Bundesregierung als erforderlich angesehen, 
die früheren Ansätze für Personalverstärkungsmittel 
im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung ab 1970 
im Hinblick auf die tatsächliche allgemeine Entwick- 
lung nach oben zu korrigieren; sie hat aber zugleich 
ebenso entscheidend Wert darauf gelegt, die Be- 
grenzungen einzuhalten, die zur Erhaltung eines ge- 
sunden Wirtschaftswachstums bei stabil bleibenden 
Währungsverhältnissen notwendig sind. 

und Ortszuschläge ab 1. Januar 1970 um 8 v. H. zu 
Hieraus ergibt sich der Vorschlag, die Grundgehälter 
erhöhen. Daneben soll durch Wegfall der Sätze des 
Ortszuschlages in der Tarifklasse III und Ausbrin- 
gung der Besoldungsgruppen Al bis A 8 bei Tarif- 
klasse II sowie einige sonstige notwendige Korrek- 
turen in der Tabelle der Ortszuschläge eine Struktur- 


verbesserung vorwiegend zugunsten von Empfän- 
gern kleinerer Einkommen erreicht werden. Hierbei 
wird auch der Unterschied zwischen denOrsklassen S 
und A weiter mit dem Ziel abgebaut, diesen Unter- 
schied in drei Stufen während der Legislaturperiode 
gänzlich zu beseitigen. 

II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu § 1 

Durch Absatz 1 der Vorschrift werden die Sätze des 
Grundgehalts, durch Absatz 2 die Amts- und Stellen- 
zulagen um 8 v. H. erhöht. Die sich hiernach er- 
gebenden neuen Beträge sind in der Anlage 1 
(Grundgehälter) und in der Anlage 2 (Zulagen) des 
Gesetzentwurfs bei Aufrundung auf jeweils 0,10 DM 
zusammengestellt; diese Art der Aufrundung, die 
auch im Ersten Besoldungsneuregelungsgesetz vom 
6. Juli 1967 angewendet worden war, ermöglicht die 
Beibehaltung der in § 54 Abs. 2 und § 55 Abs. 2 
BBesG rahmenrechtlich wirksamen Spannungsver- 
hältnisse, ohne daß ein nach früherer Erfahrung nicht 
unerheblicher zusätzlicher finanzieller Mehraufwand 
verursacht wird. 

Zu § 2 

Die Sätze der Auslandszulage sollen an der linearen 
Anhebung der Bezüge teilnehmen, um ein Zurück- 
bleiben der Auslandsbezüge in ihrer Relation zu den 
Inlandsbezügen (außer erhöhten Grundgehältern 
auch verbesserte Ortszuschläge) zu vermeiden. Die 
neuen Sätze sind unter Beibehaltung der Systematik 
in der Anlage 3 des Gesetzentwurfs zusammen- 
gestellt. 

Zu Artikel 2 

Die Grundgehälter und Zulagen, die den Versor- 
sungsbezügen zugrunde liegen, sollen entsprechend 
den Regelungen für die Besoldungsempfänger ange- 
hoben werden. 

Zu § 1 

Durch Absatz 1 wird die Anwendung der neuen 
Grundgehaltstabelle (Anlage 1 des Gesetzentwurfs) 
auf die Versorgungsbezüge erstreckt, wenn diesen 
ein Grundgehalt nach den Besoldungsordnungen des 
Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde liegt; anders 
berechnete Versorgungsbezüge werden nach Ab- 
satz 2 um 8 v. H. erhöht. 

Zu § 2 

Mit dieser Vorschrift werden die den Versorgungs- 
bezügen zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Zu- 
lagen in die Anhebung einbezogen: 
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Absatz 1 erfaßt die nach Anlage 2 zu Artikel 1 § 1 
Abs. 2 des Gesetzentwurfs für die Besoldungs- 
empfänger maßgebenden Zulagen, 

Absatz 2 die in den Fußnoten 3, 4 und 7 zu An- 
lage VII des BBesG enthaltenen und entsprechende 
Zulagen in der Anlage 5 des 2. BesNG sowie die bei 
Eintritt des Versorgungsfalles laut den Fußnoten 1 
zu den vorbezeichneten Anlagen vorhandenen Zu- 
lagen, 

Absatz 3 die Zulagen, die sich aus der Anlage A zu 
Artikel IX § 1 Abs. 2 und Anlage B zu Artikel IX 
§ 1 Abs. 3 des 3. BBÄndG in der ab 1. Januar 1970 
gültigen Fassung der Anlage 8 zum 2. BesNG er- 
geben, unter Einbeziehung des erhöhten Grund- 
gehalts für Richter und Staatsanwälte nach Ab- 
schnitt I der vorbezeichneten Anlage B. 

Zu § 3 

Ausgleichszulagen, die im Zuge der verschiedenen 
Maßnahmen zur Teilnahme der Versorgungsempfän- 
ger an Strukturverbesserungen zugunsten der akti- 
ven Beamten zur Vermeidung von Verschlechterun- 
gen ausgebracht worden sind, sollen wie bisher 
(siehe zuletzt Artikel IV § 5 des 2. BesNG) um die 
sich aus diesem Artikel ergebenden Erhöhungen 
weiter abgebaut werden. 


Zu Artikel 3 
Zu Absatz 1: 

Die neuen Sätze des Ortszuschlages — Anlage 4 des 
Gesetzentwurfs — sind das Ergebnis folgender Ver- 
besserungen: 

1. Die geltenden Sätze sind um 8 v. H. angehoben; 

2. In den Besoldungsgruppen A 1 bis A 8 ist der 
Ortszuschlag durch Wegfall der Sätze in Tarif- 
klasse III auf die um 8 v. H. erhöhten Sätze der 
Tarifklasse II angehoben; 

3. In den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 sind die 
um 8 v. H. erhöhten Sätze um weitere 20 DM, in 
den Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 und B 1/B 2 
um weitere 10 DM angehoben, weil sonst die Er- 
höhungsbeträge aus der Besoldungserhöhung ge- 
rade bei jüngeren Beamten dieser Besoldungs- 
gruppen unter denen für Beamte niedrigerer Be- 
soldungsgruppen gelegen hätten; 

4. Die so erhöhten Beträge sind in der Ortsklasse A 
durchgehend zusätzlich um 8 DM erhöht, um die 
Unterschiede zur Ortsklasse S in Richtung auf 
deren gänzliche Beseitigung weiter zu vermin- 
dern. 

Diese Strukturveränderungen dienen in erster Linie 
dazu, die Dienstkräfte mit kleineren Einkommen re- 
lativ verstärkt an der Besoldungserhöhung zu be- 
teiligen. 

Zu Absatz 2: 

Der Ortszuschlag der zum Wohnen in Gemein- 
schaftsunterkunft verpflichteten Beamten des Bun- 
desgrenzschutzes und der Soldaten soll unter Bei- 
behaltung des Verhältnisses zum ungekürzten Orts- 


zuschlag der entsprechenden Beamten in Orts- 
klasse A angehoben werden. Hierdurch nimmt die- 
ser Personenkreis auch an den strukturellen Ver- 
besserungen teil; der Mehrbetrag beläuft sich in den 
Besoldungsgruppen A 1 bis A 8 auf 31 DM, in den 
darüber liegenden Gruppen auf 28 DM. 


C. Zum Zweiten Abschnitt 

I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat am 28. Februar 1969 bei 
Verabschiedung des Zweiten Gesetzes zur Neu- 
regelung des Besoldungsrechts folgende Entschlie- 
ßung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, das schon 
in der Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 12. Mai 1967 hervorgehobene Ziel, Vor- 
schläge zur Lösung des Problems einer Teil- 
nahme de<r Versorgungsempfänger an den Struk- 
turverbesserungen in der Besoldung der akti- 
ven Beamten zu unterbreiten, über die bisher 
beschlossenen Verbesserungen hinaus weiter 
zu verfolgen." 

Der vorliegende Entwurf trägt dieser Entschließung 
Rechnung. Nach der Einleitung von Anpassungs- 
maßnahmen für Versorgungsempfänger im Dritten 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften vom 31. August 
1965 (3. BBÄndG) — BGBl. I S. 1007 — wurden die 
Anpassungsmaßnahmen in zwei weiteren Stufen 
durch das Vierte Besoldungsänderungsgesetz vom 
19. Juli 1968 (4. BesÄndG) — BGBl. I S. 843 — und 
das Zweite Gesetz zur Neuregelung des Besoldungs- 
rechts vom 14. Mai 1969 (2. BesNG) — BGB1.I S.365 
— weitergeführt. Folgende Anpassungsmaßnahmen 
sind durch diese Gesetze verwirklicht worden: 

3. BBÄndG: 

Teilnahme der Versorgungsempfänger des § 48 a 
BBesG an den bis Ende 1958 durchgeführten 
Strukturveränderungen in den Besoldungsord- 
nungen. 

4. BesÄndG: 

Berücksichtigung der verbesserten Beförde- 
rungsverhältnisse für aktive Beamte im Ver- 
hältnis Eingangsamt/erstes Beförderungsamt bei 
der Höhe der Versorgungsbezüge. 

2. BesNG: 

Überleitung aller bis dahin noch nicht überge- 
leiteten Versorgungsempfänger, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt oder Diäten zu- 
grunde liegen, in die Besoldungsordnungen des 
BBesG, 

Teilnahme der Versorgungsempfänger an allen 
bis Ende 1969 durchgeführten, kraft Gesetzes 
unmittelbar wirkenden Strukturverbesserungen 
für aktive Beamte. 

Hiernach bedarf noch die Teilnahme der Versor- 
gungsempfänger an den Verbesserungen einer Re- 
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gelung, die sich durch die Änderung des Stellen- 
schlüssels über dem ersten Beförderungsamt der 
Laufbahngruppe und durch die Schaffung von neuen 
Spitzenämtern (sogenannten Verzahnungsämtern) 
ergeben haben. Der Entwurf sieht dafür eine pau- 
schalierte Regelung vor, durch die das schwierige 
Problem für die Versorgungsempfänger angemessen 
und abschließend geregelt wird, ohne daß sich Rück- 
wirkungen auf den Bereich der aktiven Beamten 
ergeben. 

Eine individuelle Nachzeichnung des fiktiven Werde- 
gangs des Beamten unter dem Gesichtspunkt der 
Einstufung des Amtsnachfolgers ist nicht möglich; 
es bot sich daher an, den durchschnittlichen Beförde- 
rungsgewinn durch einen prozentualen Zuschlag auf 
das den Versorgungsbezügen zugrunde liegende 
Grundgehalt weiterzugeben. Ein Prozentsatz von 
acht v. H. dürfte diesem durchschnittlichen Beförde- 
rungsgewinn entsprechen. Er ist damit in den un- 
teren Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A 
etwas höher, in den Besoldungsgruppen über A 5 
etwas geringer als der Gewinn einer Beförderung 
angesetzt worden. 


II. Im einzelnen 

Zu Artikel 4 

Zu § 1 

Die Vorschrift erfaßt die Versorgungsempfänger aus 
dem Kreis der Beamten. Die Erhöhung wird Versor- 
gungsempfängern aus Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 15 und B 1 gewährt, wenn der Beamte im letzten 
Amt eine bestimmte Dienstzeit zurückgelegt hat, und 
zwar auch dann, wenn die Versorgung nach §. 141 a 
BBG aus einer höheren Besoldungsgruppe gezahlt 
wird. Die Dienstzeit ist so festgesetzt, daß ein „über- 
rollen" der aktiven Beamten in der Masse der Fälle 
vermieden wird. Versorgungsempfänger der Besol- 
dungsgruppe A 16 werden zur Vermeidung einer 
Besserstellung gegenüber den Aktiven nur dann er- 
faßt, wenn das Amt auch in der Besoldungsgruppe 
B 3 aufgeführt ist. 

Als Stichtag ist in Absatz 2 Nr. 1 entsprechend der 
Regelung des Artikels IV des 2. BesNG über die 
Teilnahme an der Strukturverbesserung der 31. De- 
zember 1969 vorgesehen worden, da beide Maß- 
nahmen grundsätzlich als Einheit gesehen werden 
müssen. Darüber hinaus werden durch Absatz 2 die 
Versorgungsempfänger von der Erhöhung ausge- 
schlossen, die als aktive Beamte oder als Versor- 
gungsempfänger an Strukturmaßnahmen, entspre- 
chenden oder ähnlichen Regelungen beteiligt wor- 
den sind. 

Bestand die Strukturmaßnahme nur in der Gewäh- 
rung einer Zulage oder im Wegfall einer Stufen- 
begrenzung, so schließt dies die Teilnahme an der 
Erhöhung zwar nicht aus, der Erhöhungszuschlag 
vermindert sich jedoch nach Absatz 3 um diese 
Strukturmaßnahme. 


Zu § 2 

§ 2 enthält die entsprechende Regelung für Versor- 
gungsempfänger aus dem Kreis der Berufssoldaten 
der Bundeswehr. 

Zu § 3 

In Absatz 1 werden die früheren DO-Angestellten 
nach dem G 131 erfaßt, deren Versorgungsbezügen 
ein Grundgehalt der Besoldungsordnungen des 
BBesG zugrunde liegt. 

Absatz 2 regelt die entsprechenden Anwendungen 
des § 1 auf den Kreis der verdrängten früheren 
Berufssoldaten und berufsmäßigen Angehörigen des 
früheren Reichsarbeitsdienstes. 

Zu § 4 

§ 4 bestimmt, welche Ausgleichszulagen, die zu den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen gegeben werden, 
sich um den Erhöhungszuschlag vermindern. 


Zu Artikel 5 

Zu § 1 

Während Artikel 1 den durchschnittlichen Be- 
förderungsgewinn an die Versorgungsempfänger 
unter bestimmten Dienstzeitvoraussetzungen weiter- 
gibt, bezweckt Artikel 5 einen Härteausgleich in 
den Fällen, in denen die geforderte Dienstzeit im 
letztem Amt nicht erreicht worden ist. Man muß 
berücksichtigen, daß vor dem Zeitpunkt der ent- 
scheidenden Verbesserungen des Stellenschlüssels 
die Beförderungsämter, oft auch das Eingangsamt, 
später erlangt worden sind als unter den heutigen 
günstigeren Beförderungsverhältnissen. § 1 sieht 
deshalb hier einen Erhöhungszuschlag von fünf 
vom Hundert ohne Dienstzeitvoraussetzung vor. 
Ausgeschlossen werden jedoch die Versorgungs- 
empfänger, die als aktive Beamte seit dem 1. Ja- 
nuar 1965 noch eine Beförderung erlangt haben. 

Absatz 2 bringt weitere Ausschlußtatbestände ent- 
sprechend Artikel 4 Abs. 2. Die Regelung findet 
auch auf Versorgungsempfänger aus der Besoldungs- 
gruppe B 7 und höher keine Anwendung, weil für 
diese Gruppen auch im aktiven Bereich quasi- 
strukturelle Maßnahmen nicht durchgeführt worden 
sind. 

Zu §§ 2, 3 

Die Vorschriften enthalten entsprechende Regelun- 
gen für die Versorgungsempfänger aus dem Per- 
sonenkreis der Berufssoldaten der Bundeswehr und 
für die in Artikel 4 § 3 angesprochenen Versor- 
gungsempfänger nach dem G 131. 

Zu § 4 

Nach dieser Vorschrift werden die Versorgungs^ 
bezüge, deren Berechnung ein Grundgehalt nicht 
zugrunde liegt, ebenfalls um fünf vom Hundert er- 
höht. § 4 erfaßt in erster Linie den Personenkreis 
des § 48 c BBesG. 
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Zu § 5 

§ 5 regelt die Verminderung der neben den ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezügen gewährten Aus- 
gleichszulagen entsprechend Artikel 4 § 4. 

Zu Artikel 6 

Nachdem der Bundesminister des Innern nach Art. I 
§ 2 des 2. BesNG in einer Überleitungsübersicht die 
Überleitung der Polizeivollzugsbeamten im Bundes- 
grenzschutz entsprechend der Überleitung der Un- 
teroffiziere festgestellt hat, sind Folgerungen für 
die Versorgungsempfänger aus dem Kreis der 
Polizeivollzugsbeamten zu ziehen. Dem trägt der 
vorliegende Entwurf in entsprechender Weise Rech- 
nung. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 öffnet die Sperre des § 50 Abs. 1 BRRG 
für entsprechende Anpassungsmaßnahmen im Be- 
reich uei Länder. Dabei können sie die Entwicklung 
der Beförderungsverhältnisse im Landesbereich 
unter Beachtung der Regelung in Satz 2 berück- 
sichtigen. Sie haben die Möglichkeit, statt des Stich- 
tages vom 1. Januar 1965 in Artikel 5 § 1 einen 
diesen Verhältnissen entsprechenden anderen Stich- 
tag festzusetzen. 


D. Zum Dritten Abschnitt 

I. Allgemeines 

Mit dem Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder vom 19. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1243) hat der Gesetzgeber die bürger- 
lich-rechtliche Stellung des nicht ehelichen Kindes 
mit Wirkung vom 1. Juli 1970 neu geordnet. Die 
Neuordnung soll in Ausführung des Verfassungs- 
auftrages aus Artikel 6 Abs. 5 des Grundgesetzes 
den nichtehelichen Kindern die gleichen Bedingun- 
gen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und 
ihre Stellung in der Gesellschaft schaffen wie den 
ehelichen Kindern. Diesem Anliegen auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts und des Rechts anderer 
öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse zu folgen, 
dient der Dritte Abschnitt des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs. 

II. Im einzelnen 

Zu Artikel 8 

Zu Nr. 1 

Die Änderung des § 122 Abs. 1 Satz 1 BBG beseitigt 
die unterschiedliche Behandlung der nichtehelichen 
Kinder und deren Abkömmlinge gegenüber den 
ehelichen Abkömmlingen eines Beamten bei der 
Gewährung des Sterbegeldes. Der Begriff „leibliche 
Abkömmlinge 11 schließt die Abkömmlinge durch 
Adoption aus. 


Zu Nr. 2 

Der neugefaßte § 126 Abs. 1 BBG verbessert die 
rechtliche Stellung des nichtehelichen Kindes da- 
durch, daß ihm wie dem ehelichen Kinde ein voller 
Versorgungsanspruch gewährt wird. Die Neufas- 
sung stellt deshalb nicht mehr auf die ehelichen, 
sondern auf die leiblichen Kinder ab. Der Begriff 
„leibliche Kinder" erfaßt die ehelichen, die nicht- 
ehelichen Kinder sowohl der Beamtin als auch des 
männlichen Beamten, die durch nachfolgende Ehe- 
schließung legitimierten Kinder, die für ehelich er- 
klärten Kinder und auch die vom Beamten adop- 
tierten eigenen nichtehelichen Kinder. Neben den 
leiblichen Kindern brauchen nur noch die an Kindes 
Statt angenommenen Kinder in der Vorsdirift ge- 
nannt zu werden. 

Der vorgesehene § 126 Abs. 2 BBG folgt der Rege- 
lung des geltenden § 126 Abs. 2 BBG nur noch 
darin, daß die von einem Ruhestandsbeamten nach 
seinem 65. Lebensjahr adoptierten Kinder keinen 
Versorgungsanspruch erlangen. Diese Einschränkung 
soll jedoch nicht gelten, wenn der Rühestands- 
beamte sein leibliches Kind adoptiert, da die Adop- 
tion anderenfalls die vorher auf Grund des neu- 
gefaßten § 126 Abs. 1 BBG innegehabte Rechts- 
stellung des Kindes verschlechtern würde. Auch die 
Versagung des Waisengeldanspruchs entsprechend 
dem geltenden § 126 Abs. 2 BBG für das nach dem 
Eintritt in den Ruhestand und nach Vollendung des 
65. Lebensjahres des Ruhestandsbeamten für ehe- 
lich erklärte Kind würde dem Inhalt des neuge- 
faßten § 126 Abs. 1 BBG widersprechen. 

Der neue § 126 Abs. 3 BBG entspricht dem gelten- 
den § 126 Abs. 4 BBG. Der § 126 Abs. 3 BBG in der 
geltenden Fassung ist durch die Neufassung des 
§ 126 Abs. 1 BBG überholt. 

Zu Nr. 3 

Der vorgesehene § 127 Abs. 3 BBG faßt die im 
bisherigen § 127 Abs. 3 und 4 BBG enthaltenen 
Regelungen für das Zusammentreffen von Waisen- 
geldansprüchen aus Beamtenverhältnissen ver- 
schiedener Personen in einem Absatz zusammen. 
Unabhängig von der Reihenfolge des Entstehens 
der Ansprüche soll nur das höchste Waisengeld ge- 
zahlt werden. Für den Fall des Zusammentreffens 
mehrerer Waisengeldansprüche aus mehreren Be- 
amtenverhältnissen einer Person bleibt die An- 
wendung des § 160 BBG unberührt. 

Zu Nr. 4 

Die Änderung des § 128 BBG ergibt sich aus der 
Änderung des § 126 BBG. Sie berücksichtigt gleich- 
zeitig, daß § 125 Abs. 1 BBG der sogenannten nach- 
geheirateten Witwen einen Versorgungsanspruch 
zubilligt. 

Zu Nr. 5 

Die Änderung des § 166 BBG folgt aus der Ände- 
rung des § 126 BBG. 

Zu Nr. 6 

Die Änderung des § 181 a Abs. 3 Satz 2 BBG hat 
redaktionellen Inhalt. 
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Zu Artikel 9 

Zu Nr. 1 

Mit der Streichung des § 15 Abs. 3 Satz 2 BBesG 
wird die einschränkende Voraussetzung beseitigt, 
daß nichteheliche Kinder eines männlichen Beamten 
bei der Bemessung des Ortszuschlags nur berück- 
sichtigt werden können, wenn der Beamte sie in 
seine Wohnung aufgenommen oder sie unter Fort- 
bestand der häuslichen Verbindung auf seine Kosten 
anderweit untergebracht hat. 

Zu Nr. 2 und 3 

Die Änderung des § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BBesG 
und die Streichung der Nr. 8 dieser Vorschrift be- 
seitigen einschränkende Voraussetzungen für die 
Gewährung des Kinderzuschlages für nichteheliche 
Kinder. Es entspricht dem Anliegen des Gesetz- 
entwurfs, den Kinderzuschlag für nichteheliche Kin- 
der unter denselben Voraussetzungen wie für ehe- 
liche Kinder zu gewähren und davon abzusehen, 
daß der Beamte entweder das nichteheliche Kind 
in seine Wohnung auf genommen haben oder seiner 
Unterhaltspflicht für das Kind nachweislich genügt 
haben muß. Für die in einer vergleichbaren Lage 
befindlichen ehelichen Kinder, deren Eltern ge- 
schieden sind oder getrennt leben, wird der Kinder- 
zuschlag ebenfalls unabhängig davon gewährt, ob 
die Eltern ihrer Unterhaltspflicht nachkommen. 

Zu Nr. 4 

Die Änderung des § 18 Abs. 1 Satz 3 BBesG ent- 
spricht der neuen Rechtslage nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch. Wird ein nichteheliches Kind auf seinen 
Antrag für ehelich erklärt, so steht es im Verhältnis 
zu beiden Elternteilen einem Kind gleich, das durch 
Eheschließung seiner Eltern ehelich geworden ist 
(§ 1740 f — neu — BGB). An der bisherigen Rege- 
lung des § 18 Abs. 1 Satz 3 BBesG, daß der Mutter 
eines für ehelich erklärten nichtehe liehen Kindes 
kein Kinderzuschlag gewährt wird, kann deshalb all- 
gemein nicht festgehalten werden. Diese Regelung 
ist nur noch für den Fall geboten, daß das nicht- 
eheliche Kind auf Antrag seines Vaters für ehelich 
erklärt worden ist, denn dann ist der Vater dem 
Kinde vor der Mutter und den mütterlichen Ver- 
wandten zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet 
(§ 1739 BGB), und die Mutter verliert das Recht und 
die Pflicht, die elterliche Gewalt auszuüben (§ 1738 
Abs. 1 — neu — BGB). 

Zu Nr. 5 

Durch die Änderung soll die Konkurrenzvorschrift 
des § 19 Abs. 2 Nr. 4 BBesG stärker an die für ehe- 
liche Kinder geltende Regelung (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 
BBesG) angepaßt werden. Hierbei erscheint es je- 
doch nicht angängig, auch die aus Gründen der Ver- 


waltungsvereinfachung geschaffene Ordnungsvor- 
schrift des § 19 Abs. 2 Nr. 1 BBesG zu übernehmen, 
nach der der Kinderzuschlag grundsätzlich dem 
Vater allein und nur auf Antrag eines Anspruchs- 
berechtigten jedem von ihnen zur Hälfte gewährt 
wird. Denn beim nichtehelichen Kind kann nicht wie 
beim ehelichen Kind davon ausgegangen werden, 
daß es in der Regel mit beiden Eltern teilen in Wohn- 
gemeinschaft lebt und ihm daher auch der dem Vater 
allein gewährte Kinderzuschlag tatsächlich zugute 
kommt. 

Zu Artikel 10 

Durch die Änderungen des Bundespolizeibeamtenge- 
setzes werden auch in diesem Bereich die nichtehe- 
lichen Kinder und deren Abkömmlinge den ehe- 
lichen Kindern und deren Abkömmlingen gleichge- 
stellt. 

Zu Artikel 11 

Die Änderungen des Soldatenversorgungsgesetzes 
entsprechen den Änderungen in Artikel 10. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 enthält die sich aus Artikel 8 ergebenden 
Änderungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes. Ent- 
gegen dem geltenden § 74 BRRG enthält diese Vor- 
schrift in ihrer Neufassung nicht mehr die Möglich- 
keit, leibliche Kinder vom Waisengeldanspruch aus- 
zuschließen. 

Zu Artikel 13 

Die Ubergangsvorschrift des Artikels 13 fordert 
einen Antrag, wenn vor Inkrafttreten des Gesetzes 
keine Zahlungen geleistet werden. Nur durch den 
Antrag wird der Festsetzungsbehörde in der Regel 
die Person des Anspruchsberechtigten bekanntwer- 
den können. 


E. Zum Vierten Abschnitt 

Artikel 14 enthält die Berlin-Klausel, Artikel 15 re- 
gelt das Inkrafttreten der Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs; danach soll die allgemeine Besoldungs- 
erhöhung am 1. Januar 1970 in Kraft treten (Erster 
Abschnitt des Gesetzentwurfs), ebenso die Erstrek- 
kung einer im 2. BesNG für Unterführer des Bun- 
desgrenzschutzes enthaltenen strukturellen Verbes- 
serung auf Versorgungsempfänger aus dem Per- 
sonenkreis ehemaliger Polizeivollzugsbeamter, wäh- 
rend die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1970 in 
Kraft treten sollen. 
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